
7|2010  31 

VERBAND & RECHT

nicht anwendbar sei, weil nach den Vor-

schriften des Gemeinnützigkeitsrechts 

(§§ 55, 61 AO) „in der Satzung“ geregelt 

sein müsse, dass bei Aufl ösung, Aufhe-

bung und Zweckänderung des Vereins 

das Vermögen nur für steuerbegünstigte 

Zwecke verwendet werde. Daran fehle es 

in dem Fall, weil § 63 der Satzung keine 

Regelung für den Fall der Zweckänderung 

enthalte. Auf der Grundlage der Satzung 

könne nicht geprüft werden, was in die-

sem Falle mit dem Vereinsvermögen ge-

schehen solle.

Der BFH hat sich dieser Rechtsauf-

fassung im Ergebnis angeschlossen und 

die Revision als unbegründet zurück-

gewiesen. Entscheidend war, dass nach 

§ 59 AO der ermäßigte Steuersatz u. a. ge-

währt wird, wenn sich „aus der Satzung“ 

des Vereins ergibt, welchen Zweck er 

verfolgt und dieser Zweck den Anforde-

rungen der §§ 52 bis 55 AO entspricht (so-

genannte formelle Satzungsmäßigkeit). 

Dazu bestimme § 61 Abs. 1 AO, dass eine 

Vermögensbindung i. S. des § 55 Abs. 1 AO 

nur vorliege, „wenn der Zweck, für den das 

Vermögen bei Aufl ösung oder Aufhebung 

der Körperschaft oder bei Wegfall ihres 

bisherigen Zwecks verwendet werden 

soll, in der Satzung so genau bestimmt 

ist, dass aufgrund der Satzung geprüft 

werden kann, ob der Verwendungszweck 

steuerbegünstigt ist“. 

Das angesprochene BFH-Urteil hat 

weit über den konkret entschiedenen 

Einzelfall hinaus Auswirkungen auf die 

Praxis. Das liegt daran, dass die obers-

ten Finanzbehörden des Bundes und 

der Länder beschlossen haben, u. a. diese 

BFH-Entscheidung im Bundessteuerblatt 

Teil II zu veröffentlichen. Dadurch sind 

die Fi nanzämter angewiesen, diese Ent-

scheidung auch in vergleichbaren Fäl-

len anzuwenden. Anders als bei anderen 

Entscheidungen gilt dieses Urteil also 

nicht nur für den Einzelfall. Die Veröf-

fentlichung im Bundessteuerblatt Teil 

II ist zwischenzeitlich erfolgt, sodass die 

Entscheidung für alle gemeinnützigen 

Verbände relevant ist. Sie kann unter 

www.bundesfi nanzhof.de heruntergela-

den werden.

Infolge dieser Entscheidung muss ge-

prüft werden, ob die vorhandene Satzung 

die Vorgaben der Steuermustersatzung 

berücksichtigt. Diese ist als Anlage 1 zu 

§ 60 Abgabenordnung (AO) veröffentlicht 

(www.gesetze-im-internet.de).

DARUM GING ES BEI DEM BFH-URTEIL

Geklagt hatte ein gemeinnütziger ein-

getragener Verein, dessen Satzungszweck 

die Reinzucht einer bestimmten Hunde-

rasse war. Der Verein hatte bei seiner Um-

satzsteuererklärung seine Umsätze mit 

dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 

7 Prozent gem. § 12 Abs. 2 Ziffer 8 UStG 

erklärt. Das Finanzamt wollte dagegen 

den Regelsatz von 19 Prozent anwenden, 

da die Satzung des Vereins die Anforde-

rungen an die Satzung eines gemeinnüt-

zigen Vereins nicht erfülle. Konkret ging 

es um die in der Satzung getroffenen Be-

stimmungen über die Aufl ösung des Ver-

eins. Dazu bestimmte die für das fragliche 

Steuerjahr geltende Satzung Folgendes:

§ 63 Aufl ösung: 

 Wird die Aufl ösung des Vereins beschlos-1. 

sen, so hat der Vorstand die laufenden 

Geschäfte zu beendigen.

 Die Mitgliederversammlung beschließt 2. 

zugleich mit einfacher Stimmenmehrheit 

über die Verwendung des Vereinsvermö-

gens. Dieses muss entweder einem als ge-

meinnützig anerkannten Tierschutzver-

ein oder einer anderen als gemeinnützig 

anerkannten kynologischen Organisa-

tion – die Zustimmung des zuständigen 

Finanzamtes vorausgesetzt – zufl ießen.

Das Finanzamt kritisierte an dieser 

Formulierung, dass die Vereinssatzung 

nicht den gemeinnützigkeitsrechtlichen 

Anforderungen genüge, weil entgegen 

§ 61 AO die Vermögensbindung zwar für 

den Fall der Aufl ösung, nicht aber für den 

Fall der Änderung oder bei Wegfall des 

Vereinszwecks bestimmt sei.

Schon das Finanzgericht hatte die Klage 

abgewiesen, da der begünstigte Steuersatz 
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rücksichtigt wurde, dürfte eine erneute 

Änderung nicht erforderlich sein.

Der Ausgangsfall des BFH zeigt aber 

auch, dass Satzungen von Verbänden 

nicht statisch sein dürfen. Ungenauigkei-

ten haben unter Umständen gravierende 

fi nanzielle Auswirkungen. Sowohl ver-

bandsrechtliche als auch steuerrechtli-

che Änderungen oder Änderungen in der 

Verbandsstruktur und/oder Arbeitsweise 

bedingen daher Überprüfungen und An-

passungen der Satzung. Oftmals kommt 

es auf detaillierte Kenntnisse des Ver-

bandsrechts beim Finden der richtigen 

Formulierung an, um die notwendige 

Rechtssicherheit zu gewährleisten.  

www.verbaende.com/recht-steuern �

Außerdem hat der BFH noch einmal da-

rauf hingewiesen, dass diese Bestimmung 

in der Satzung selbst getroffen sein muss. 

Eine Bestimmung in Finanzordnungen 

o. Ä. reicht nicht.

DIESE ZWEIFEL BESTANDEN NACH 

DER ENTSCHEIDUNG DES BFH

Der zweite Leitsatz der Entscheidung 

des BFH lautet: „Hierzu (Anmerkung des 

Autors: Gemeint ist die Erfüllung der for-

mellen Anforderungen an die Vermögens-

bindung nach § 61 AO) ist erforderlich, 

dass die Vereinssatzung eine Regelung so-

wohl hinsichtlich der Aufl ösung und der 

Aufhebung als auch bei Zweckänderung 

enthält.“ 

Das führt zu Änderungsbedarf in vielen 

Vereinen und Verbänden, denn oftmals 

bestimmen die Satzungen noch keinen 

konkreten Empfänger des Vermögens im 

Falle der Aufl ösung, sondern lediglich, 

dass dieser erst später nach Rück sprache 

mit dem Finanzamt bestimmt werden 

soll. 

In der Folge überprüften viele gemein-

nützige Vereine und Verbände ihre Sat-

zung und stießen dabei auf die Frage, wie 

genau der Text der Mustersatzung über-

nommen werden muss. Dieser lautet in 

dem insoweit entscheidenden Abschnitt 

(§ 5 der Mustersatzung) wie im nebenste-

henden Kasten dargestellt.

Das Problem ist, dass der in der Mus-

tersatzung genannte Begriff der „Aufhe-

bung“ der Körperschaft im Vereinsrecht 

nicht existiert (wohl aber für Stiftungen, 

§ 87 BGB). Müssen gemeinnützige Vereine 

und Verbände also trotzdem die Regelung 

der Mustersatzung auch hinsichtlich der 

Aufhebung übernehmen, um ihre Aner-

kennung als gemeinnützig nicht zu ge-

fährden?

BMF SORGT FÜR KLARHEIT

Diese Frage hat das BMF mit Schrei-

ben vom 07.07.2010 (Az.: IV C 4-S 

0180/07/0001:01) beantwortet. Danach 

ist es für gemeinnützige Vereine und 

Ver bände nicht erforderlich, in der Sat-

zung für den Fall der Beendigung der 

Vereinsaktivitäten und der notwendigen 

gemeinnützigkeitsrechtlichen Vermö-

gensbindung für das Restvermögen auch 

den Fall der Aufhebung aufzuzählen. Es 

ist aus reichend, wenn insoweit lediglich 

die Aufl ösung und der Wegfall steuer-

begünstigter Zwecke aufgezählt werden 

und für diese Fälle ein Empfänger be-

nannt wird.

HANDLUNGSBEDARF FÜR GEMEIN-

NÜTZIGE VERBÄNDE

Gemeinnützige Verbände sollten ihre 

Satzung kurzfristig entsprechend anpas-

sen. Sofern das bereits geschehen ist und 

dabei der Wortlaut der Mustersatzung im 

vollen Umfang, inkl. „Aufhebung“, be-

Bei Aufl ösung oder Aufhebung der 

Körperschaft oder bei Wegfall steuer-

begünstigter Zwecke fällt das Vermögen 

der Körperschaft 

 an – den – die – das – … (Bezeich-1. 

nung einer juristischen Person des 

öffentlichen Rechts oder einer an-

deren steuerbegünstigten Körper-

schaft), – der – die – das – es unmittelbar 

und ausschließlich für gemeinnützige, 

mildtätige oder kirchliche Zwecke zu 

verwenden hat.

oder

 an eine juristische Person des öffent-2. 

lichen Rechts oder eine andere steuer-

begünstigte Körperschaft zwecks 

Verwendung für … (Angabe eines be-

stimmten gemeinnützigen, mildtätigen 

oder kirchlichen Zwecks, z. B. Förde-

rung von Wissenschaft und Forschung, 

Erziehung, Volks- und Berufsbildung, 

der Unterstützung von Personen, die im 

Sinne von § 53 der Abgabenordnung 

wegen … bedürftig sind, Unterhaltung 

des Gotteshauses in …).

§ 5
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